
Drucksache 13/9191 
25. 11. 97 

Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 

Änderungsantrag 
der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer, Christa Nickels, Gila Altmann (Aurich), 
Helmut Wilhelm (Amberg), Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

zu der Beschlußempfehlung des Petitionsausschusses (2. Ausschuß) 
— Drucksache 13/9000 — 

Sammelübersicht 257 zu Petitionen 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Petition 5-13-12-9110-022260 und eine weitere Petition der 
Bundesregierung zur Berücksichtigung zu überweisen. 

Bonn, den 25. November 1997 

Amke Dietert-Scheuer 
Christa Nickels 
Gila Altmann (Aurich) 
Helmut Wilhelm (Amberg) 
Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 

Begründung 

Die Petenten bitten darum, auf die B 56 n als Verbindung zwischen 
der A 3 und der A 565 mit Venusbergtunnel und Ennertaufstieg zu 
verzichten. Der Deutsche Bundestag unterstützt dieses Anliegen 
aus folgenden Gründen: 

1. Die Einstufung der B 56 n in den „Vordringlichen Bedarf " des 
Bundesverkehrswegeplans im Rahmen des Vierten Gesetzes 
zur Änderung des Fernstraßenausbaugesetzes vom 24. No-
vember 1993 (BGBl. I S. 1877) beruhte auf einer fehlerhaften 
und überholten Nutzen-Kosten-Analyse sowie einer falschen 
Einschätzung der verkehrlichen Effekte. In der damaligen Be-
wertung sind die negativen Umwelteffekte nicht oder nur un-
zureichend berücksichtigt worden. 
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Bereits der Bau der B 56 n führt zu erheblich höheren Umwelt-
belastungen, als seinerzeit angenommen wurde. Sämtliche 
Gutachten über die B 56 n kommen zu dem Ergebnis, daß die 
Beeinträchtigungen der Pflanzen- und Tierwelt sowie der Er-
holungsräume so hoch sind, daß sie „nicht kompensiert wer-
den können" und schlagen daher vor, auf den Bau der B 56 n 
zu verzichten. 

Die Umweltschäden durch „induzierten Verkehr" wurden 
ebenfalls völlig unzureichend berücksichtigt. Dieser entsteht 
zusätzlich zum vorhandenen Verkehr beim Bau neuer Ver-
kehrsinfrastrukturen durch Erhöhung der Reisegeschwindig-
keiten bzw. der Verkürzung von Fahrzeiten. Wie die im Juni 
1997 im Auftrag des Rhein-Sieg-Kreises vorgelegte Studie der 
Ingenieurgesellschaft Stolz (IGS) für die B 56 n nachgewiesen 
hat, entsteht dieser induzierte Verkehr gerade durch Pendler

-

ströme im Nahbereich. Im für die Einstufung in den Bundes-
verkehrswegeplan relevanten Fernverkehr sind vielmehr Rei-
sezeitverluste und damit höhere Kosten zu erwarten. 

Darüber hinaus haben sich die Gesamtkosten des Projektes seit 
der Anfertigung der Nutzen-Kosten-Analyse im Jahr 1986 na-
hezu verdoppelt. Durch diesen doppelten Fehler - zu hoher 
Nutzen, zu geringe Kosten -, sind überhaupt erst die Grundla-
gen für die Einstufung des Projekts in den „Vordringlichen Be-
darf " geschaffen worden. 

2. Das Projekt beinhaltet umfassende ökologische Risiken und 
nicht ausgleichbare Schäden. So werden u. a. zwei Naherho-
lungsgebiete und das Naturschutzgebiet Siebengebirge durch 
Lärm, Abgase und Zerschneidung erheblich beeinträchtigt. 
Vorhandene Umweltbelastungen im Stadtgebiet Bonn werden 
nicht etwa verringert, sondern zusätzliche Belastungen her-
vorgerufen. Der betroffene Teil des angrenzenden Natur-
schutzgebietes Siebengebirge würde durch das Projekt zerstört 
und vollständig seiner ökologischen Bedeutung, letztlich sei-
nes Schutzstatus, beraubt. 

Sämtliche Gutachten über die B 56 n kommen zu dem Ergeb-
nis, daß die Beeinträchtigungen der Pflanzen- und Tierwelt so-
wie der Erholungsräume so hoch sind, daß sie „nicht kompen-
siert werden können" und schlagen daher vor, auf den Bau der 
B 56 n zu verzichten. Für die Alternativplanung zum sog. Ve-
nusbergtunnel, den Südtunnel, wurde bislang überhaupt kei-
ne Umweltverträglichkeitsprüfung durchgeführt. Dennoch 
sind bereits jetzt erhebliche, voraussichtlich nicht ausgleich-
bare Beeinträchtigungen für Natur und Landschaft im Bereich 
des Katzenlochbachtales zu erwarten. Im Fall einer Realisie-
rung dieser Variante ist von einer nochmaligen drastischen Ko-
stensteigerung auszugehen, die durch eine um 1,5 km länge-
re Tunnelführung verursacht würde. 

3. Die vom Bundesministerium für Verkehr angeführten Ver-
kehrsentlastungen im Stadtgebiet und Umland von Bonn las-
sen sich besser und preiswerter durch einen Ausbau des öf-
fentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) erreichen. Dies 
wurde unter anderen durch ein Gutachten der IVV Aachen 
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-„Strategien zur Steigerung der Akzeptanz des ÖPNV in Bonn" -
belegt. Die Stadt Bonn hat wiederholt darauf hingewiesen, daß 
sie ein auf dem ÖPNV basierendes Konzept zur regionalen und 
lokalen Verkehrsentlastung wünscht. Eine entsprechende Prü-
fung sollte durch das Bundesministerium für Verkehr im Rah-
men der Ausgleichsmaßnahmen für die Folgen des Bonn-Ber-

lin-Umzuges erfolgen. 

4. Sowohl das Bundesland Nordrhein-Westfalen als auch die 
Stadt Bonn lehnen das Projekt ab. Das Land Nordrhein-West-
falen hat darüber hinaus angekündigt, daß es bei der Fort-
schreibung des Bedarfsplanung für Bundesfernstraßen die 
Streichung des Projektes aus dem „Vordringlichen Bedarf" be-
antragen wird. 

Die Einlassungen des Bundesministeriums für Verkehr sowohl 
in der Anhörung des Petitionsausschusses als auch in den Fra-
gestunden des Deutschen Bundestages vom Oktober 1996, be-
sonders aber Äußerungen des Bundesministers für Verkehr in 
der örtlichen Presse, haben darüber hinaus erhebliche Zweifel 
an der Zweckbestimmung des Vorhabens B 56 n, Venusberg-
tunnel und Ennertaufstieg, geweckt: Hiernach soll das Vorha-
ben wahlweise dem überregionalen Verkehr, der Entlastung 
des innerörtlichen Verkehrs in Bonn oder dem Ausgleich der 
Folgen des Bonn-Berlin-Umzuges dienen. 

Während das Bundesfernstraßengesetz bestimmt, daß „Bun-
desstraßen des Fernverkehrs (Bundesfernstraßen) ... öffentli-
che Straßen [sind], die ein zusammenhängendes Verkehrsnetz 
bilden und einem weiträumigen Verkehr dienen oder zu die-
nen bestimmt sind." (§ 1 Bundesfernstraßengesetz), mehren 
sich die Anzeichen, daß der Bau der B 56 n innerörtlichen bzw. 
nahräumlichen Verkehren dienen würde. 

Neueste Untersuchungen, wie die im Juni 1997 im Auftrag des 
Rhein-Sieg-Kreises vorgelegte Studie der Ingenieurgesell-
schaft Stolz (IGS), bestätigen dies. Die IGS kommt zu dem Er-
gebnis, daß die B 56 n vorrangig die Berufspendlerströme im 
Rhein-Sieg-Kreis sowie zwischen Gemeinden des Rhein-Sieg-
Kreises und der Stadt Bonn aufnehmen würde. Für den Fern-
verkehr würden sich aufgrund der Steigungsverhältnisse ge-
rade im LKW-Verkehr Zeitnachteile ergeben. Es kann nicht 
Aufgabe des Bundes sein, ein Vorhaben zu realisieren, das 
nicht den Vorgaben des Bundesfernstraßengesetzes entspricht. 




